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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Mai:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.5.
15.5.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.5.
15.5.
keine Schonfrist

Gewerbesteuer
15.5.
18.5
keine Schonfrist

Grundsteuer
15.5.
18.5
keine Schonfrist

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Mai: 


   Fälligkeit


für den Monat Mai 
29.05.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig war, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden, d.h. 1/6 des Januarbeitrages muss bei Nutzung der Übergangsregelung ebenfalls am 29.5.2006 gezahlt werden. Die Anwendung der Übergangsregelung wurde durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages erzeugt. Die Übergangsregelung gilt jedoch nicht für die sog. „Frühzahler“, d.h. in den Fällen, in denen das Arbeitsentgelt bis zum 15. des laufenden Beschäftigungsmonats fällig wird. 

2. Keine Rentenversicherungspflicht für selbständige GmbH-Geschäftsführer  

In der letzten Ausgabe berichteten wir, dass GmbH-Geschäftsführer, die bisher von der Rentenversicherungspflicht befreit waren, möglicherweise versicherungspflichtig werden. Ursache war das Urteil des Bundessozialgerichtes vom 24. November 2005. Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat nun in einer Pressemitteilung bekannt gegeben, dieses Urteil nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus anzuwenden. 

Hintergrund des Urteils war die Einführung der Rentenversicherungspflicht ab dem 1. Januar 1999 für sog. „arbeitnehmerähnliche Selbständige“. Damit sollten all diejenigen Selbständigen versicherungspflichtig werden, die im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen und auf Dauer und im Wesentlichen nur für einen Arbeitgeber tätig sind. Die Deutsche Rentenversicherung Bund bestätigt abermals die bisherige Auffassung der Rentenversicherungsträger, nach der es ausreiche, wenn die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht von der GmbH erfüllt werden. Es sei somit maßgebend für die Versicherungsfreiheit des Gesellschafter-Geschäftsführers, wie viele versicherungspflichtige Arbeitnehmer bei der GmbH beschäftigt seien und für wie viele Auftraggeber die GmbH tätig sei. 

Gegen diese Auffassung stellte sich das Bundessozialgericht, indem es in seinem Urteil die Meinung vertrat, dass die Voraussetzungen zur Rentenversicherungspflicht auf der Stufe des Geschäftsführers zu prüfen seien. Das hätte zur Folge gehabt, dass bislang nicht rentenversicherungspflichtige Geschäftsführer versicherungspflichtig werden, auch wenn die GmbH mehrere Arbeitnehmer und Auftraggeber hat. 

Die Deutsche Rentenversicherung stellt ausdrücklich klar, dass die Entscheidung nicht dem Sinn und Zweck der am 1. Januar 1999 eingeführten Regelung entspreche und ihr über den entschiedenen Fall hinaus nicht zu folgen ist.

Hinweis:

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird demnächst eine gesetzliche Klarstellung auf den Weg bringen, damit die bisherige Verwaltungspraxis auch rechtlich abgesichert wird. 

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund, Pressemitteilung vom 4. April 2006, www.deutsche-rentenversicherung-bund.de
3. Bundesrat stimmt Wachstumspaket zu 

Der Bundesrat hat am 7. April 2006 das „Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung“ und das „Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen“ verabschiedet. Wir hatten bereits in den vorangegangenen Ausgaben ausführlich zu den geplanten Maßnahmen berichtet. Hier noch einmal eine kurze Zusammenfassung der wichtigsten Gesetzesänderungen: 

· Kosten für Kinderbetreuung können rückwirkend vom 1. Januar 2006 in Höhe von maximal 4.000 € steuerlich geltend gemacht werden,

· Anhebung der degressiven Abschreibung auf 30 %,

· Erweiterung der Absetzbarkeit von Handwerkerrechnungen und Betreuungsleistungen,

· Anhebung der Grenzen für die Ist-Versteuerung,

· Änderungen bei der Gewinnermittlung durch Einnahme-Überschussrechnung,

· 1 %-Regelung nur noch für Fahrzeuge mit einer betrieblichen Nutzung von mindestens 50 %,

· Umsätze aus Glücksspielen werden umsatzsteuerpflichtig,

· Verkauf von Tankquittungen und Belegen kann als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Die umstrittene Beschränkung der 1 %-Regelung auf Fahrzeuge des notwendigen Betriebsvermögens ist somit in Kraft getreten. Allerdings hat der Bundesrat die Bundesregierung aufgefordert, zeitnah zum In-Kraft-Treten der Neuregelung Verwaltungsanweisungen schaffen, wie der Steuerpflichtige den betrieblichen Nutzungsanteil nachweisen kann. Durch diese Regelungen sollen einerseits der bürokratische Aufwand für den Steuerpflichtig und andererseits aber auch der Verwaltungsaufwand der Finanzämter soweit wie möglich begrenzt werden. 

Die komplizierten Regelungen zur steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten hält auch der Bundesrat für „nicht zweckmäßig“ und „administrativ nicht handhabbar“. Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen sollen neu formuliert werden und dadurch – bei gleicher Wirkung – einfacher umgesetzt werden.  

Entgegen dem bisherigen Gesetzentwurf wurde die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers nicht auf Gebäudereinigungsleistungen ausgeweitet.

4. Gewerblicher Grundstückshandel auch bei nur einem 
Objekt möglich 

Für Steuerpflichtige, die ihre Grundstücke verkaufen, kann die Gefahr bestehen, dass diese Tätigkeit als gewerblicher Grundstückshandel qualifiziert wird. Für den Steuerpflichtigen hat das den Nachteil, dass seine daraus erzielten Gewinne gewerbesteuerpflichtig werden. Verwaltung und Rechtsprechung sehen als Indiz für einen gewerblichen Grundstückshandel, wenn der Steuerpflichtige im engen zeitlichen Zusammenhang, in der Regel nicht mehr als 5 Jahre, mehr als drei Immobilien kauft bzw. errichtet und wieder verkauft. Dabei wird unterstellt, dass der Steuerpflichtige bereits im Zeitpunkt des Ankaufs zumindest eine bedingte Wiederverkaufsabsicht gehabt habe. 

Wie der BFH in einem aktuellen Urteil bestätigte, hat die sog. Drei-Objekt-Grenze nur Indizwirkung. Das bedeutet, dass auch bei einer Veräußerung von weniger als vier Objekten gewisse Umstände für einen gewerblichen Grundstückshandel sprechen können. Auch bereits beim Verkauf nur eines Objektes ohne Wiederholungsabsicht könne Gewerblichkeit ausnahmsweise vorliegen, wenn dieser Vorgang eine Vielzahl von Einzeltätigkeiten erfordere.

Im zu verhandelnden Fall erwarb eine GbR ein Grundstück, um darauf eine Einkaufspassage zu errichten. Noch bevor mit der Herstellung des Objekts begonnen wurde, verkaufte die GbR das Grundstück unter der Verpflichtung, das geplante Bauvorhaben umzusetzen. Die GbR beauftragte in der Folgezeit diverse Bauunternehmen mit der Errichtung der Passage, verpflichtete sich gegenüber dem Käufer zur Gewährleistung für Baumängel sowie zur Haftung für Mietausfälle bei nicht rechtzeitiger Fertigstellung und schloss Mietverträge für die einzelnen Ladenflächen ab. Alles in allem sah der BFH diese Tätigkeiten als nachhaltig an und erkannte unter diesen Umständen das Merkmal der Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr als erfüllt an. Somit entsprach die Tätigkeit der GbR der eines Gewerbetreibenden und bewegte sich nicht mehr im Rahmen der privaten Vermögensverwaltung. 

Hinweis:

Die Rechtsprechung zum gewerblichen Grundstückshandel ist sehr komplex und Gegenstand vieler finanzgerichtlicher Verfahren. Planen Sie den Verkauf eines oder mehrerer Grundstücke, so sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne!  

Quelle: BFH-Urteil vom 1. Dezember 2005, IV R 65/04, DStR 2006, S. 672

Quelle: BFH-Urteil vom 19. Oktober 2005, I R 38/04, GmbHR 2006 S. 325

5. Betriebsveranstaltungen: So vermeiden Sie steuerpflichtigen Arbeitslohn

Der BFH hat sich in drei Urteilen dazu geäußert, wann und ob bei Betriebsveranstaltungen steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt oder nicht. 

Mehrtägige Betriebsveranstaltungen:

Solange der Arbeitgeber nur zwei eintägige oder eine zweitägige Betriebsveranstaltung pro Kalenderjahr durchführt und die Kosten pro Arbeitnehmer unter 110 € bleiben, liegt kein lohnsteuerpflichtiger Arbeitslohn vor. Gerade für Unternehmen, deren Betriebsstätten über das ganze Bundesgebiet verteilt sind, ist eine solche Veranstaltung oft der einzige Weg, dass sich alle Mitarbeiter persönlich kennen lernen und Erfahrungen austauschen können. Zusätzlich werden der Teamgedanke innerhalb des Unternehmens gestärkt und das Verhältnis zu Kollegen und Vorgesetzten verbessert. Bleiben die Veranstaltungen im o.g. Rahmen, geht die Finanzverwaltung davon aus, dass die Durchführung im überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführt wird und nicht zu lohnsteuerpflichtigem Arbeitslohn führt. Sobald allerdings eine dritte Veranstaltung durchgeführt wird, auch wenn diese einen betrieblichen Grund hat, z.B. das Firmenjubiläum, steht der Entlohnungscharakter im Vordergrund und es liegt ab dieser Feier steuerpflichtiger Arbeitslohn vor. 

Hinweis:

Wenn ein Mitarbeiter wegen eines beruflichen Wechsels, etwa wegen Versetzung oder Eintritt in den Ruhestand, an mehr als zwei Veranstaltungen pro Jahr teilnimmt, kann auch die dritte Veranstaltung steuerfrei sein. Auf jeden Fall steuerfrei sind auch Feiern zur Präsentation des Unternehmens, an der größtenteils Geschäftspartner, Vertreter des öffentlichen Lebens sowie die Presse eingeladen sind.

Zuschuss in Gemeinschaftskasse:

Oft kommt es vor, dass die Arbeitnehmer eine Gemeinschaftskasse unterhalten, um damit einen Betriebsausflug zu finanzieren. Der Arbeitgeber kann in die Gemeinschaftskasse einen lohnsteuerfreien Zuschuss zahlen, wenn dieser die Freigrenze von derzeit 110 € pro Arbeitnehmer und Kalenderjahr nicht übersteigt. Wieviel der Arbeitnehmer bei dem Ausflug selbst zahlen muss, spielt dabei keine Rolle. Wichtig ist auch hier, dass der Betriebsausflug nicht länger als zwei Tage dauert. 

Hinweis:

Um Rückfragen durch das Finanzamt zu vermeiden, ist es vorteilhafter, den Zuschuss zum Betriebsausflug nicht in bar an die Mitarbeiter zu leisten, sondern besser einen Teil der Kosten direkt zu übernehmen, z.B. für die Übernachtung. 

Betriebsausflug mit gleichzeitiger Werksbesichtigung:

Wird zusammen mit einem Betriebsausflug ein Betrieb, z.B. der des Hauptabnehmers- oder 
-lieferanten, besichtigt, ist der Ausflug gemischt veranlasst und die Kosten sind aufzuteilen. Der BFH folgt damit seiner neueren Rechtsprechung und beurteilt entgegen früherer Rechtsansicht Betriebsausflüge, die auch unter dem Gesichtspunkt der Entlohnung durchgeführt werden, nicht mehr als einheitlichen Vorgang. In der Folge waren solche Reisen früher auch einheitlich als Arbeitslohn zu qualifizieren. Nun kommt es darauf an, ob die Kosten für den geselligen Ausflugsanteil nicht die Freigrenze von 110 € übersteigen. Da die Werksbesichtigung im ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführt wird, haben die darauf entfallenden Kosten keinen Entlohnungscharakter. Das gilt selbst dann, wenn im besichtigten Betrieb ohnehin ein Tag der offenen Tür durchgeführt wird. 

Hinweis:

Ob die Kosten für den Ausflug einschließlich der Betriebsbesichtigung die Freigrenze von 110 € übersteigen und damit steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt, darf also nicht anhand der Gesamtkosten beurteilt werden. Beide Reiseteile müssen separat betrachtet werden, wobei eine Aufteilung anhand der zeitlichen Relation vorgenommen werden kann.  

Quelle: BFH-Urteile vom 16. November 2006, VI R 68/00, BFH/NV 2006 S. 861; VI R 157/98, BFH/NV 2006 S. 860; VI R 118/01, DStR 2006 S. 863

6. CO2-Gebäudesanierungsprogramm gestartet 

Die Bundesregierung startete zum 1. Februar 2006 das CO2-Gebäudesanierungsprogramm. Gefördert werden Investitionen zur CO2-Minderung und zur Energieeinsparung in Wohngebäuden, die bis zum 31. Dezember 1983 fertig gestellt worden sind. Die Investitionen werden über zinsgünstige Kredite und ggf. mit einem Tilgungszuschuss begünstigt. Gefördert werden sog. Maßnahmenpakete, wie z.B. die Wärmedämmung der Außenwände, des Daches, der Kellerdecke und die Erneuerung der Fenster. Anträge können Inhaber von selbst genutzten und vermieteten Wohnungen stellen, wie z.B. Privatpersonen, Wohnungsunternehmen aber auch Körperschaften des öffentlichen Rechts. Finanziert werden Maßnahmen an Wohngebäuden, einschließlich Wohn-, Alten- und Pflegeheimen. Nicht gefördert werden Ferien- oder Wochenendhäuser.   

Hinweis:

Weitere Informationen zu diesem Förderprogramm erhalten Sie über www.kfw-foerderbank.de. Sollten Sie Fragen haben, sprechen Sie uns an! Wir beraten Sie gerne!

7. Verluste von EU-Immobilien steuerlich berücksichtigungsfähig? 

Durch ein aktuelles Urteil des Europäischen Gerichtshofes könnten sich für Steuerpflichtige, die eine Immobilie in einem anderen EU-Land vermieten, Möglichkeiten zur Senkung ihrer Steuerlast ergeben. Grundsätzlich werden Vermietungseinkünfte in dem Staat besteuert, in dem sich die Immobilie befindet. Um in Deutschland eine Doppelbesteuerung zu vermeiden, werden diese Einkünfte in Deutschland von der Besteuerung frei gestellt. Allerdings unterliegen sie in Deutschland dem Progressionsvorbehalt und werden daher bei der Bemessung des Steuersatzes berücksichtigt. Anders sieht es aus, wenn mit der ausländischen Immobilie Verluste erwirtschaftet werden: diese werden weder bei der Ermittlung der steuerlichen Bemessungsgrundlage noch bei der Berechnung des Steuersatzes – sog. negativer Progressionsvorbehalt – berücksichtigt. Letzteres würde bedeuten, dass die Verluste bei der Ermittlung des Steuersatzes berücksichtigt werden und auf die positiven Einkünfte der sich dabei ergebende niedrigere Steuersatz angewandt werden würde. 

Im zu verhandelnden Fall ging es darum, dass ein Ehepaar die Verluste ihrer in Frankreich belegenen Immobilie in Deutschland steuerlich geltend machen wollte. Das Finanzamt widersprach den Eheleuten und berief sich dabei auf das geltende Recht. Als Einspruch und Klage erfolglos blieben, legte das Ehepaar Revision beim BFH ein. Der BFH wiederum rief den Europäischen Gerichtshof an, um klären zu lassen, ob es gegen EU-Recht verstoße, wenn zum einen ein in Deutschland unbeschränkt Steuerpflichtiger Verluste aus Vermietung und Verpachtung aus einem anderen Mitgliedstaat bei der Einkommensteuer nicht abziehen kann und wenn zum anderen solche Verluste nicht im Wege des negativen Progressionsvorbehaltes berücksichtigt werden. 

Der Europäische Gerichtshof entschied nun, dass die ausländischen Vermietungsverluste zumindest im Rahmen des negativen Progressionsvorbehaltes zu berücksichtigen seien. Denn auf der anderen Seite führen auch die Gewinne aus diesen Einkünften zu einer Anhebung des Steuersatzes. Unklar bleibt allerdings weiterhin, ob es gegen das Gemeinschaftsrecht verstößt, wenn sich die Auslandsverluste nicht auf die Höhe der steuerlichen Bemessungsgrundlage auswirken.  

Hinweis:

Vermieten Sie im EU-Ausland eine Wohnung oder ein Haus und möchten Sie eventuelle Verluste in Deutschland steuerlich geltend machen, berufen Sie sich auf dieses Urteil. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Darüber hinaus könnte das Urteil auch Auswirkungen auf andere Auslandsverluste haben, soweit dafür zwar ein positiver aber kein negativer Progressionsvorbehalt vorgesehen ist, wie z.B. für ausländische Betriebsstättenverluste. 

Quelle: EuGH-Urteil vom 21. Februar 2006, C 152/03, BB 2006 S. 525; EuGH-Pressemitteilung vom 21. Februar 2006, Nr. 17/06, LEXinform Nr. 0172224

8. Auch ausländische Lebensversicherungen sind steuerfrei

Wird eine Lebensversicherung am Ende ihrer Laufzeit an den Versicherungsnehmer ausbezahlt, ist die Differenz zwischen der Versicherungsleistung und den eingezahlten Beiträgen unter bestimmten Voraussetzungen von der Einkommensteuer zur Hälfte befreit. Vor 2005 konnte unter gewissen Bedingungen eine vollständige Steuerfreiheit für die im Auszahlungsbetrag enthaltenen Zinsen aus den Sparanteilen erreicht werden. Nach einem vor kurzem veröffentlichten BFH-Urteil gilt die Steuerbefreiung – entgegen der von der Finanzverwaltung vertretenen Auffassung – auch für ausländische Lebensversicherungen.

Hintergrund des Verfahrens war die Klage eines Steuerpflichtigen, der Beiträge an eine schweizerische Lebensversicherung entrichtete. Die Beiträge konnte er in Deutschland nicht als Sonderausgaben geltend machen, da die Versicherungsgesellschaft weder Sitz noch Geschäftsleitung in der EU hatte und auch die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb in Deutschland nicht besaß. Nach den gesetzlichen Bestimmungen sind aber das die Voraussetzungen für einen Sonderausgabenabzug. Als die Laufzeit der Lebensversicherung endete, erhielt der Steuerpflichtige die Versicherungsleistung ausbezahlt. Darin enthalten waren Zinsen aus den Sparanteilen von ca. 1,3 Mio. €. Das Finanzamt sah die Zinsen als einkommensteuerpflichtig an und berief sich dabei auf die gängige Verwaltungsauffassung, dass der Sonderausgabenabzug Voraussetzung für die Steuerfreiheit der Zinsen sei. Dass damit die Finanzverwaltung die gesetzliche Regelung falsch interpretiert hat, stellte der BFH in seinem Urteil fest.

Die Richter des BFH klärten, dass es der Steuerfreiheit der Erträge nicht entgegenstünde, wenn der Sonderausgabenabzug nicht möglich sei. Aus der Gesetzesbegründung gehe nicht hervor, dass der Gesetzgeber die Steuerbefreiung vom Sonderausgabenabzug abhängig machen wolle. Die Zinsen des Steuerpflichtigen waren somit steuerfrei.   

Quelle: BFH-Urteil vom 1. März 2005, VIII R 47/01, DStR 2006 S. 320

9. Gestaltungsmöglichkeiten bei Arbeitszimmer im Mehrfamilienhaus 

Steuerpflichtige können die Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer als Betriebsausgaben oder Werbungskosten geltend machen. Allerdings muss dazu die betriebliche oder berufliche Nutzung mehr als 50 % der gesamten Tätigkeit betragen oder es darf für die jeweilige Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stehen. Die Kosten sind dann aber nur bis maximal 1.250 € abziehbar, außer der Steuerpflichtige nutzt das Arbeitszimmer für seine gesamte betriebliche oder berufliche Tätigkeit. Handelt es sich dagegen um ein außerhäusliches Arbeitszimmer, sind die Voraussetzungen für den Abzug nicht zu beachten, da der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die getätigten Aufwendungen von vornherein als erforderlich betrachtet werden und damit in voller Höhe Werbungskosten oder Betriebsausgaben darstellen. 

Wie der BFH in einem erst jetzt veröffentlichten Urteil entschied, handelt es sich um ein außerhäusliches Arbeitszimmer, wenn ein Steuerpflichtiger im Dachgeschoss eines Mehrfamilienhauses Räumlichkeiten nutzt, die nicht zu seiner Privatwohnung gehören. Ein häusliches Arbeitszimmer ist durch die enge räumliche Verbindung zur privaten Wohnung geprägt. Das ist z.B. gegeben, wenn sich das Arbeitszimmer im Keller oder im Dachgeschoss eines Einfamilienhauses oder es sich auf derselben Etage unmittelbar gegenüber der Privatwohnung befindet. Der BFH kommt aber zu einer anderen Auffassung, wenn sich Wohnung und Arbeitszimmer auf verschiedenen Etagen eines Mehrfamilienhauses befinden. Im Gegensatz dazu sei ein Arbeitszimmer auf der gleichen Etage als häusliches Arbeitszimmer zu beurteilen. Der sachliche Unterschied liege darin, so der BFH, dass die Möglichkeiten des Steuerpflichtigen, Kosten der privaten Lebensführung in den beruflichen Bereich zu verlagern, typischerweise viel größer seien, als wenn der Zutritt zum Arbeitszimmer nur über ein gemeinsames Treppenhaus möglich sei. Denn bei einem auf dem gleichen Treppenabsatz gelegenen Arbeitszimmer werde es dem Steuerpflichtigen in der Regel wesentlich leichter fallen, dessen tatsächliche Nutzungsverhältnisse vor außen stehenden Personen verborgen zu halten. Weiterhin stellte der BFH fest, dass die Kosten des Arbeitszimmers, sofern es der Steuerpflichtige für verschiedene Einkunftsarten nutzt (z.B. im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit sowie als Arbeitnehmer), anhand der tatsächlichen (zeitlichen) Nutzung auf die verschiedenen Einkunftsquellen aufzuteilen seien.  

Hinweis:

Wichtig ist, dass das Arbeitszimmer nicht aufgrund unmittelbarer räumlicher Nähe mit der Wohnung zu einer gemeinsamen Wohneinheit verbunden ist. Das Arbeitszimmer muss sich vom Wohnbereich eindeutig abgrenzen lassen. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, können sämtliche Kosten für das 
– außerhäusliche – Arbeitszimmer steuerlich in unbegrenzter Höhe geltend gemacht werden. 

Quelle: BFH-Urteil vom 18. August 2005, VI R 39/04, BFH/NV 2006 S. 853

10. Neue Verfassungsbeschwerde zur Grundsteuer

Bereits seit vergangenem Jahr steht die Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer für selbst genutztes Wohneigentum auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand. Eine neue Verfassungsbeschwerde ist wesentlich weiter gefasst. Die Kritik richtet sich gegen die Festsetzung des Einheitswertes, die Festsetzung des Grundsteuermessbetrages sowie gegen die Erhebung der Grundsteuer. 

Nach der Ansicht des Beschwerdeführers sei die Grundsteuer als Sonderbelastung nur eines bestimmten Vermögensteils eine Sondervermögensteuer für Grundbesitzer und damit unter Beachtung des Gleichheitsgebots nach Art. 3 des Grundgesetzes nicht mehr zu rechtfertigen. Auch die Einheitsbewertung des Grundvermögens verstoße gegen den grundgesetzlichen Gleichheitsgrundsatz, da für die in die Berechnung eingehenden Jahresrohmieten in den alten und neuen Bundesländern auf unterschiedliche Wertgrundlagen zurückgegriffen werde. Außerdem berücksichtige die Grundsteuer nicht die auf der Immobilie lastenden Schulden und widerspreche als Brutto-Steuer dem Prinzip der Besteuerung nach der finanziellen Leistungsfähigkeit. Das in dem bereits anhängigen Verfahren vorgebrachte Argument, die Grundsteuer auf selbst genutztes Wohneigentum sei eine unzulässige Sollsteuer, wird auch auf nicht Ertrag bringende (unvermietete) Grundstücke ausgedehnt. Die Grundsteuer komme hier einer teilweisen Enteignung gleich und sei mangels Entschädigungsregelung verfassungswidrig, so das Argument des Beschwerdeführers.  

Hinweis:

Grundsteuer- und Grundsteuermessbescheide können mit Hinweis auf das Aktenzeichen des o.g. Verfahrens (Az. 1 BvR 311/06) mittels Einspruch bzw. Widerspruch und Antrag auf Ruhen des Verfahrens offen gehalten werden, egal ob die Immobilie eigen- oder fremdgenutzt, vermietet oder unvermietet ist. Wird gegen den Grundsteuerbescheid Widerspruch eingelegt, wird allerdings oftmals kein Ruhen des Verfahrens gewährt. Gegen bereits bestandskräftige Grundsteuermessbescheide kann wie folgt vorgegangen werden: Zunächst ist beim Finanzamt unter Hinweis auf das anhängige Verfahren der Antrag zu stellen, den Grundsteuermessbescheid aufzuheben bzw. den Messbetrag auf Null herabzusetzen. Das Finanzamt wird diesen Antrag ablehnen, wogegen als nächster Schritt der Einspruch möglich ist und das Ruhen des Verfahrens beantragt werden kann.

Wir helfen Ihnen dabei gerne!  

11. Spätere Kaufpreisrückzahlung als Gestaltungsmissbrauch

Ein Steuerpflichtiger bewirtschaftete den Betrieb seiner Eltern. Durch vorweggenommene Erbfolge übertrugen die Eltern schließlich den Betrieb mit dem Wohnhaus auf ihren Sohn. Das Wohnhaus wurde dabei für rd. 50.000 € verkauft. Der Kaufpreis wurde durch ein Bankdarlehen finanziert. Der Vater legte das Geld als Termingeld an und schenkte es 9 Monate später seinem Sohn, um ihm im Hinblick auf seine Investitionen zu helfen. Der Steuerpflichtige löste daraufhin das Darlehen mit dem geschenkten Betrag ab. Allerdings hatte er für das Wohnhaus Eigenheimzulage beantragt und die Anschaffungskosten mit dem damaligen Kaufpreis von 50.000 € beziffert. 

Finanzamt und Finanzgericht waren der Ansicht, dass ein Gestaltungsmissbrauch vorliege und versagten die Eigenheimzulage. Es sei von Anfang an geplant gewesen, dass der Sohn die Wohnung ohne wirtschaftliche Belastung erhalten sollte. Durch die Schenkung des Darlehensbetrages wurde der wirtschaftliche Aufwand bei ihm vermieden. Die Immobilie wurde deshalb nicht an den Sohn verkauft sondern geschenkt, weshalb auch keine Eigenheimzulage zu gewähren sei. 

Der BFH vertrat diese Auffassung ebenfalls. Werde bei einem Abschluss eines Grundstückskaufvertrages zwischen Angehörigen gleichzeitig die Rückschenkung des Kaufvertrages vereinbart, kann darin eine missbräuchliche Gestaltung vorliegen, die allein auf die Gewährung der Eigenheimzulage abzielt. Die Gestaltung zwischen Vater und Sohn sei von Anfang an Gegenstand eines Gesamtplans gewesen, dem Sohn die Wohnung wirtschaftlich unentgeltlich zukommen zu lassen.   

Hinweis:

Das BFH-Urteil setzt sich mit den objektiven Voraussetzungen der sog. „Gesamtplanrechtsprechung“ auseinander. Um einen „Gesamtplan“ nachweisen zu können und in der Folge mehrere Rechtsgeschäfte für die Besteuerung zusammenfassen zu können, muss eine einheitliche Planung vorliegen. Allerdings werden die Beteiligten diesen für sie selbst nachteiligen Beweis niemals antreten. Deshalb kommt der BFH zu dem Schluss, dass auf einen Gesamtplan geschlossen werden kann, wenn die Rechtsgeschäfte in einem sachlichen und zeitlichen Zusammenhang zueinander stehen. Nur so kann man sie als Teilschritte eines Gesamtgeschehens qualifizieren, allerdings nur unter der Voraussetzung, dass diese von den Beteiligten beherrscht werden.

Allerdings können die Beteiligten Argumente gegen eine beabsichtigte Rückübertragung und für einen neu gefassten Entschluss zur Rückschenkung vorbringen, um damit die steuerliche Nichtanerkennung zu verhindern. 

Quelle: BFH-Urteil vom 27. Oktober 2005, IX R 76/03, BFH/NV 2006 S. 642

12. Unterstützung von Angehörigen im Ausland 

Steuerpflichtige, die ihre Angehörigen im Ausland unterstützen, können diese Aufwendungen als 
außergewöhnliche Belastungen steuerlich geltend machen. Damit die Aufwendungen als Unterhaltszahlungen anerkannt werden, müssen einige formale und praktische Anforderungen erfüllt werden. Das BMF hat in einem Schreiben die Voraussetzungen für den steuerlichen Abzug dargestellt, die bei Unterhaltszahlungen ab 2007 zu beachten sind.

Unterhaltsempfänger  

Abziehbar sind nur Leistungen für unterhaltsberechtigte Personen. Das sind neben dem Ehegatten nur Verwandte in gerader Linie, etwa Kinder, Eltern und Großeltern, nicht jedoch Geschwister. Ein Abzug für Kinder ist nur möglich, wenn für das Kind im Inland kein Anspruch auf Kindergeld bzw. im Heimatstaat kein Anspruch auf eine vergleichbare Leistung besteht. 

Erhöhte Mitwirkungspflicht

Den Steuerpflichtigen trifft die Pflicht zur Beweisvorsorge. Aus den Unterlagen muss hervorgehen, dass Geldbeträge des Steuerpflichtigen tatsächlich verwendet worden und an den Unterhaltsempfänger gelangt sind. Eigenerklärungen und eidesstattliche Erklärungen reichen nicht aus. Unterlagen in ausländischer Sprache sind zu übersetzen. Von der vollständigen Vorlage der Beweismittel kann im Einzelfall abgesehen werde, wenn der Steuerpflichtige die Unterlagen nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten beschaffen kann, etwa im Falle eines Bürgerkrieges. 

Überweisungen sind durch Post- und Bankbelege nachzuweisen. Im Ausnahmefall kann das Geld auch bar übergeben werden. Dazu müssen allerdings Abhebungsnachweise und detaillierte Empfängerbestätigungen vorgelegt werden. Zwischen der Geldabhebung und der Übergabe dürfen nach dem BMF-Schreiben nicht mehr als 2 Wochen liegen. Die Reisedurchführung ist durch Tankquittungen, Fahrscheine, Grenzübertrittsvermerke etc. zu belegen. Geldtransfers durch eine Mittelsperson werden grundsätzlich nicht mehr anerkannt, außer die besondere Situation im Wohnsitzstaat lässt keinen anderen Zahlungsweg zu und Reiseverlauf sowie Herkunft des Geldes werden genauestens nachgewiesen.  

Nachweis der Unterhaltsbedürftigkeit

Die Finanzverwaltung verlangt einen Nachweis der Bedürftigkeit der unterhaltenen Person. Bisher wurde die Bedürftigkeit in der Weise festgestellt, dass die Heimatbehörde die persönlichen Meldedaten und die Bedürftigkeit der unterstützten Person „amtlich“ bestätigt hat. Nun wird die Finanzverwaltung zweisprachige Unterhaltserklärungen auflegen, in denen nur noch die persönlichen Angaben durch die Melde- oder Gemeindebehörde zu bestätigen sind. Die Angaben zur Einkommens- und Vermögenssituation sind durch eine Art Eigenerklärung anzugeben. Die gemachten Angaben sind durch geeignete Unterlagen zu belegen, z.B. Steuerbescheid, Familienstandsbescheid. 

Wichtig:

Die Unterhaltserklärung sollte vollständig ausgefüllt werden, da sonst die Bedürftigkeit der betreffenden Person nicht anerkannt wird.

Einkünfte und Bezüge der unterhaltenen Person sind wie bisher bei der Berechnung des abzugsfähigen Betrages anzurechnen. 

Unterstützung von Personen im erwerbsfähigen Alter

Im Gegensatz zur bisherigen Verwaltungspraxis wird nun davon ausgegangen, dass Personen im erwerbsfähigen Alter ihren Lebensunterhalt durch eigene Arbeit verdienen und daher für sie grundsätzlich keine Unterhaltsaufwendungen mehr anerkannt werden. Eine Ausnahme besteht bei Personen, die aus gewichtigen Gründen keiner oder nur einer zeitlich geringen Beschäftigung nachgehen können, z.B. wegen Alter, Krankheit, Ausbildung oder Betreuung von Kindern unter 6 Jahren.   

Hinweis:

Diese Regelung steht im Widerspruch zur allgemeinen Voraussetzung zum Abzug von Unterhaltsaufwendungen: dort reicht es bereits aus, wenn die unterhaltsberechtigte Person bedürftig ist. 

Mitnahme von Bargeld bei Familienheimfahrten

Bei Familienheimfahrten (Besuch des im Ausland lebenden Ehegatten) wird vereinfachend angenommen, dass der Steuerpflichtige einen Nettomonatslohn als Unterhalt mitnimmt. Die Beweiserleichterung kann nur für bis zu vier nachgewiesene Familienheimfahrten in Anspruch genommen werden. Werden größere Zahlungen als der pauschale vierfache Nettomonatslohn geltend gemacht, müssen die Zahlungen nach den allgemeinen Grundsätzen nachgewiesen werden.  

Zeitanteilige Ermäßigung des Höchstbetrages

Der Jahreshöchstbetrag von 7.680 € ist für jeden Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nicht vorgelegen haben, um ein Zwölftel zu kürzen. Die Unterhaltsleistungen können nicht auf Monate vor ihrer Zahlung zurückbezogen werden. 

Beispiel:

Ein Steuerpflichtiger unterstützt seine in Italien lebende Mutter durch monatliche Überweisungen von 800 € von Juni bis Dezember. Von den insgesamt geleisteten Zahlungen von 5.600 € sind nur 4.480 € abziehbar (7/12 von 7.680 €)   

Aus Vereinfachungsgründen kann davon ausgegangen werden, dass die einzelnen Zahlungen bis zur nächsten Zahlung oder bis zum Schluss des Kalenderjahres zur Deckung des Lebensunterhalts dienen. Die bisherige „Quartalsregelung“ entfällt.

Hinweis:

Es ist ratsam, die erste Unterhaltszahlung bereits im Januar zu leisten, um den Höchstbetrag in voller Höhe beanspruchen zu können. Auf die Höhe der ersten Rate kommt es nicht an. 

Die Zahlung gilt bei Abbuchung vom Konto des Unterstützenden als abgeflossen.

Abzugsbeschränkungen

Die Unterhaltsaufwendungen können nur abgezogen werden, soweit sie nach den Verhältnissen des Wohnsitzstaates angemessen sind. Darüber hinaus muss eine sog. Opfergrenze beachtet werden. Dabei wird geprüft, ob der Steuerpflichtige unter Berücksichtigung seiner persönlichen Verhältnisse zur Unterhaltsleistung verpflichtet ist. D.h., die Unterhaltszahlungen müssen in einem vernünftigen Verhältnis zu seinen Einkünften stehen. Demnach sind die Leistungen nur anzuerkennen, soweit sie 1 % je volle 500 € Nettojahreseinkommen, höchstens 50 %, nicht übersteigen. Der Prozentsatz verkürzt sich um je 5 %-Punkte für den Ehegatten und für jedes Kind, für das der Steuerpflichtige einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld erhält, maximal aber um 25 %.   

Quelle: BMF-Schreiben vom 9. Februar 2006, IV C 4 S 2285 5/06, BStBl. 2006 I S. 217

13. Kindergeld: Neue Rechtsprechung zu Einkünften und Bezügen des volljährigen Kindes 

Volljährige Kinder können nur als Kind im Sinne der Einkommensteuer berücksichtigt werden, wenn sie sich noch in Ausbildung befinden oder studieren und die Einkünfte und Bezüge im Jahr 7.680 € nicht übersteigen. Wird der Grenzbetrag auch um nur 1 € überschritten, kann weder Kindergeld noch der Kinderfreibetrag gewährt werden. 

Keine Berücksichtigung bei Erwerbstätigkeit

Wenn das volljährige Kind nach dem Abitur bis zum Beginn des Studiums oder der Ausbildung einer Vollzeiterwerbstätigkeit nachgeht, kann es für die vollen Monate der Erwerbstätigkeit nicht als Kind berücksichtigt werden. Der BFH sieht das Kind nicht als in Ausbildung befindlich an, wenn es erwerbstätig ist, auch wenn dabei ein Übergangszeitraum zwischen zwei Ausbildungsabschnitten überbrückt werden soll. Durch diese Rechtsprechung des BFH besteht nun keine Kindergeldberechtigung mehr, wenn ein Kind in einem solchen Überbrückungszeitraum einer zwischenzeitlichen Vollzeiterwerbstätigkeit nachgeht. Der BFH begründet sein Urteil damit, dass durch das Kindergeld die finanzielle Belastung der Eltern in der Ausbildungszeit gemildert werden soll. Diese Unterhaltsbelastung endet aber immer dann, wenn das Kind eine Erwerbstätigkeit aufnimmt, unabhängig davon, ob das Kind die Tätigkeit auf Dauer ausübt oder wenig später eine Berufsausbildung beginnt.

Hinweis:

Nimmt das Kind noch im selben Jahr sein Studium oder seine Ausbildung auf, kann es ab diesem Monat wieder berücksichtigt werden und es besteht ein Anspruch auf Kindergeld. Bei der Prüfung der Einkünfte- und Bezügegrenze ist der Lohn aus den Monaten nicht einzubeziehen, in denen das Kind den gesamten Monat über erwerbstätig war.

Ansparrücklage und nicht zweckgebundene Erbschaft als Bezüge?

Zu den Bezügen, die ebenfalls in die Prüfung der Einkünfte- und Bezügegrenze einzubeziehen sind, zählen beispielsweise:

· steuerfreie Nacht-, Sonntags- und Feiertagszuschläge,

· Leistungen nach dem BAföG,

· steuerfreie Veräußerungsgewinne,

· dem Progressionsvorbehalt unterliegende Einkünfte und Leistungen. 

Ist das Kind neben seiner Ausbildung oder seinem Studium noch gewerblich oder freiberuflich tätig, war bislang noch ungeklärt, ob die Bildung einer Ansparrücklage auf der einen Seite zwar zu einer Minderung der positiven Einkünfte führt, auf der anderen Seite der Betrag jedoch als sog. Bezug beim Kind wieder hinzuzurechnen ist. Gesetzlich geregelt ist, dass die über die normale Abschreibung hinausgehenden Sonderabschreibungen sowie erhöhte Abschreibungen zu den Bezügen gehören. Wie das Finanzgericht Düsseldorf nun in einem aktuellen Urteil entschied, fällt die Ansparrücklage nicht unter den Begriff der Bezüge. Durch die Gewinnrücklage werde es dem Unternehmer ermöglicht, Kapital für zukünftige Investitionen zu sparen. Zudem werde durch die Rücklage das Abschreibungspotential nur vorverlagert und bei der Auflösung der Rücklage wieder kompensiert.  

In einem weiteren Fall, der ebenfalls vor dem Finanzgericht Düsseldorf verhandelt wurde, ging es darum, ob eine nicht zweckgebundene Erbschaft zu den Bezügen des Kindes zählt. Die Richter vertraten diese Meinung, da der Betrag grundsätzlich zur Bestreitung des Unterhalts zur Verfügung stehe und deshalb die Eltern bei ihren Unterhaltsleistungen entlaste. Anders verhalte es sich, wenn dem Kind Geld zweckgebunden vererbt oder geschenkt werde, z.B. um davon eine Kapitalanlage zu tätigen oder dieses ausschließlich für seine Ausbildungszwecke zu verwenden. In diesem Fall erfolge keine Anrechnung auf die Bezüge des Kindes.   

Hinweis:

Die Bezüge sind um sog. besondere Ausbildungskosten zu kürzen. Das sind alle über die Lebensführung hinausgehenden ausbildungsbedingten Mehraufwendungen, wie etwa Fahrtkosten zwischen Wohnung und Ausbildungsort, die derzeit mit 0,30 € pro Entfernungskilometer geltend gemacht werden können. Die Berücksichtigung von Aufwendungen für den erhöhten Lebensbedarf wegen einer auswärtigen Unterbringung, etwa wie Miete und Verpflegungsmehraufwendungen, ist dagegen nicht möglich. 

Quelle: BFH-Urteil vom 15. September 2005, III R 37/04, BFH/NV 2006 S. 656; FG Düsseldorf, Urteil vom 12. Januar 2006, 14 K 2060/05, Revision eingelegt (Az. des BFH: III R 8/06), LEXinform Nr. 5001767; FG Düsseldorf, Urteil vom 12. Januar 2006, 14 K 1856/05, LEXinform Nr. 5001766

14. Steuererstattungsbetrag steht Ehegatten grundsätzlich 
zur Hälfte zu 

Werden Einkommensteuer-Vorauszahlungen für zusammen veranlagte Ehegatten gezahlt, kann das Finanzamt davon ausgehen, dass durch die Zahlung des einen Partners auch die Steuerschuld des anderen beglichen werden soll, so der BFH in einem aktuellen Urteil. Der BFH begründet seine Entscheidung damit, dass zwischen den Eheleuten eine Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft angenommen werde. Kommt es später zu einer Erstattung, sei nach ständiger Rechtsprechung dieser Betrag an beide Ehegatten hälftig aufzuteilen. 

Geklagt hatte eine Ehefrau, die mit ihrem Ehemann zusammen zur Einkommensteuer veranlagt wurde. Die Vorauszahlungen leistete sie von ihrem betrieblichen Bankkonto. Als bei der Einkommensteuerveranlagung eine Überzahlung festgestellt wurde, teilte das Finanzamt den Erstattungsbetrag je zur Hälfte auf die beiden Eheleute auf. Dabei wurde der an den Ehemann zu erstattende Betrag mit seinen vorehelichen Steuerschulden verrechnet. Dagegen wandten sich die Eheleute mit der Begründung, dass die Festsetzung der Vorauszahlungen allein auf den Einkünften der Ehefrau aus ihrem Gewerbebetrieb beruhte und die Erstattung allein der Ehefrau zustünde. 

Der BFH bestätigte die Vorgehensweise des Finanzamtes und hielt an seiner bisherigen Rechtsprechung fest. Erstattungsberechtigt sei derjenige, auf dessen Rechnung gezahlt worden sei und nicht 
automatisch derjenige, auf wessen Kosten gezahlt wurde. Es komme also nur darauf an, wessen Steuerschuld getilgt werden sollte. Fehle bei zusammen veranlagten Ehegatten eine „entgegenstehende ausdrückliche Absichtsbekundung“, könne das Finanzamt davon ausgehen, dass die Zahlung auf Rechnung beider Ehegatten geleistet wurde. In der Folge sind auch beide Eheleute – zur Hälfte – erstattungsberechtigt.

Hinweis:

Soll eine hälftige Aufteilung des Erstattungsbetrages vermieden werden, bietet es sich an, dass die 
Eheleute ihre Vorauszahlungen mit dem Hinweis versehen, auf wessen Rechnung die Zahlung erfolgt. Empfehlenswert ist das bei Paaren, die zwar getrennt leben aber noch gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagt werden.   

Quelle: BFH-Urteil vom 15. November 2005, VII R 16/05, BFH/NV 2006 S. 648

Vereinfachter Spendennachweis beim Online-Banking 

Für Spenden bis maximal 100 € bzw. für Spenden in Katastrophenfällen genügt als Spendennachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung des Kreditinstituts. Die OFD Frankfurt hat in einer Verfügung klar gestellt, dass bei dieser Art von Spenden als Spendennachweis der PC-Ausdruck beim Online-Banking ausreicht, da dieser eine Form der Buchungsbestätigung des Kreditinstituts darstellt.  

Zu beachten ist, dass der PC-Ausdruck nur die Buchungsbestätigung der Bank ersetzen kann. Aus dem Ausdruck müssen Name und Kontonummer des Auftraggebers und des Empfängers, der Spendenbetrag und das Buchungsdatum hervorgehen. Zusätzlich zum PC-Ausdruck ist daher bei Kleinbetragsspenden an gemeinnützige Körperschaften wie bisher ein Beleg des Zahlungsempfängers mit folgenden Angaben vorzulegen:

· steuerbegünstigter Zweck, zu dem die Zuwendung verwendet wird,

· Freistellung des Empfängers von der Körperschaftsteuer sowie 

· ob die Zuwendung Spende oder Mitgliedsbeitrag darstellt.

Quelle: OFD-Frankfurt am Main, Verfügung vom 8. Februar 2006, S 2223 A 109 St II 2.06, NWB 2006 S. 837
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